
 

Allgemeine Verkaufs- und Lieferbedingungen der Krewel Meuselbach GmbH 

I. Allgemeine Bedingungen 

1. Lieferungen der Krewel Meuselbach GmbH und der mit ihr verbundenen Unternehmen 
erfolgen ausschließlich zu den nachstehenden Bedingungen. 

2. Mit der Entgegennahme eines Angebots, einer Auftragsbestätigung, spätestens aber mit der 
Erteilung eines Auftrages oder der Entgegennahme einer Leistung erkennt der Käufer an, 
dass die Verkaufs-, Lieferungs- und Zahlungsbedingungen für die gesamten 
Geschäftsbeziehungen mit uns gelten sollen. Die einmal vereinbarten Verkaufs- und 
Lieferbedingungen gelten auch für zukünftige Vertragsabschlüsse als vereinbart. 

Ein Schweigen unsererseits auf anderslautende Bestimmungen des Käufers ist nicht als 
Einverständnis mit dessen Bedingungen anzusehen; deren Geltung wird widersprochen. 

II. Auftragserteilung 

1. Unsere Angebote erfolgen freibleibend. 

2. Aufträge werden erst durch unsere schriftliche Bestätigung oder Ausführung der Bestellung 
rechtsverbindlich. Nebenabreden, Vorbehalte, Änderungen oder Ergänzungen eines 
Vertrages bedürfen zu ihrer Gültigkeit unserer schriftlichen Bestätigung. 

3. Aufträge des pharmazeutischen Großhandels werden nur in Originalgebinden und nicht 
unter den angegebenen Mindestabnahmemengen ausgeführt. 

4. Vor der ersten Belieferung von Krankenhaus- und Versorgungsapotheken ist die Vorlage der 
behördlichen Genehmigung zum Betrieb einer Krankenhaus-Apotheke bzw. für die 
Berechtigung der Krankenhausversorgung erforderlich. Die Rücknahme oder der Widerruf 
der Genehmigung ist uns sofort mitzuteilen. 

III. Gefahrenübergang und Versand 

1. Die Gefahr geht auf den Käufer über, auch dann, wenn frachtfreie Lieferung vereinbart 
worden ist, sobald die Lieferung in unserem Lager für den Käufer bereitgestellt ist, bei 
vereinbarter Versendung, sobald die Sendung zum Versand gebracht oder abgeholt worden 
ist. 

2. Verpackungen und Versand – soweit vereinbart – erfolgen frei Haus an die vereinbarte 
Versandadresse. Bei Lieferungen mit einem Netto-Auftragswert unter 300,00 Euro werden 
die Versandkosten berechnet. Mehrkosten bei besonderen Versendungsarten gehen zu 
Lasten des Käufers. 

 



 

3. Werden auf Wunsch des Käufers Waren nicht ausgeliefert oder befindet er sich in 
Annahmeverzug, geht die Gefahr mit der von uns veranlassten Einlagerung auf den Kunden 
über. Entstehende Kosten trägt der Käufer. Darüber hinaus sind wir berechtigt, bei nicht 
rechtzeitiger oder verweigerter Annahme unserer Ware durch den Käufer vom Vertrag 
zurückzutreten oder Schadensersatz wegen Nichterfüllung zu verlangen. 

IV. Preise und Zahlungsbedingungen 

1. Unsere Preise gelten ab Lager, zuzüglich der geltenden gesetzlichen Mehrwertsteuer und 
ggf. Verpackungs- und Versandkosten. Maßgeblich ist die am Tage des Bestelleinganges 
gültige Preisliste. 

2. Unser Zahlungsanspruch wird mit der Bereitstellung der Lieferung für den Käufer fällig, bei 
vereinbartem Versand mit der Versendung. Die Zahlung ist Netto, d.h. ohne Abzug zahlbar. 

3. Der Käufer kann nur mit solchen Forderungen aufrechnen, die unbestritten oder rechtskräftig 
festgestellt sind. 

V. Fristen 

1. Wir sind bemüht, uns erteilte Aufträge schnellstmöglich auszuführen. Hinsichtlich etwaiger 
Fristen für Lieferungen sind die beiderseitigen schriftlichen Erklärungen maßgebend. 

2. Eine vereinbarte Frist gilt mit der Bereitstellung für den Käufer als eingehalten. Wird der 
Versand vereinbart, gilt eine Frist als gewahrt, wenn die Sendung zum Versand gebracht 
ist. Die Einhaltung einer vereinbarten Frist setzt den rechtzeitigen Eingang sämtlicher vom 
Besteller zu liefernden Unterlagen und die Einhaltung der vereinbarten 
Zahlungsbedingungen und sonstigen Verpflichtungen des Bestellers voraus. Werden diese 
Voraussetzungen nicht rechtzeitig erfüllt, so wird die Frist angemessen verlängert. 

3. Ist die Nichteinhaltung einer Frist für Lieferung auf Mobilmachung, Krieg, Aufruhr, Streik, 
Aussperrung, nicht richtige bzw. rechtzeitige Selbstbelieferung trotz Abschluss des 
Deckungsgeschäftes oder den Eintritt unvorhersehbarer oder von uns zumindest nicht zu 
vertretender Hindernisse zurückzuführen, so wird die Frist angemessen verlängert. 

4. Wir haften nicht für Leistungshindernisse im Sinne von Ziffer V.3. soweit uns diese nicht 
ausnahmsweise unter dem Gesichtspunkt des Übernahme- oder Vorsorgeverschuldens 
zuzurechnen sind. 

5. Sind wir mit einer Lieferung in Verzug, so steht uns eine Nachlieferungsfrist nach 
Vereinbarung, höchstens jedoch von vier Wochen zu. Nach Ablauf dieser Nachlieferungsfrist 
kann der Käufer vom Vertrag zurücktreten. 



 

6. Eine Verzugsentschädigung oder Schadensersatzansprüche wegen Nichterfüllung aufgrund 
Verzuges oder Unmöglichkeit der Lieferung kann der Käufer nur bis zur Höhe von insgesamt 
25% vom Werte desjenigen Teiles unserer Lieferung verlangen, der nicht zur Auslieferung 
gelangt ist. Darüber hinausgehende Entschädigungsansprüche sind in allen Fällen des 
Verzuges oder der Unmöglichkeit ausgeschlossen, dies auch nach Ablauf einer uns etwa 
gesetzten Nachfrist soweit nicht in Fällen des Vorsatzes oder der groben Fahrlässigkeit kraft 
Gesetzes zwingend gehaftet wird. 

VI. Haftung und Gewährleistung 

1. Für die Rechte des Käufers bei Sach- und Rechtsmängeln (einschließlich Falsch- und 
Minderlieferung sowie unsachgemäßer Montage/Installation oder mangelhafter Anleitungen) 
gelten die gesetzlichen Bestimmungen, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist.  

2. In allen Fällen unberührt bleiben die gesetzlichen Bestimmungen über den 
Verbrauchsgüterkauf (§§ 474ff. BGB) und die Rechte des Käufers aus gesondert 
abgegebenen Garantien insbesondere seitens des Herstellers. 

3. Grundlage unserer Mängelhaftung ist vor allem die über die Beschaffenheit und die 
vorausgesetzte Verwendung der Ware (einschließlich Zubehör und Anleitungen) getroffene 
Vereinbarung. Als Beschaffenheitsvereinbarung in diesem Sinne gelten 
Produktbeschreibungen oder Herstellerangaben nur dann, wenn das vertraglich vereinbart 
wurde oder solche Beschreibungen oder Angaben durch uns (insbesondere in Katalogen) 
zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses öffentlich bekannt gemacht waren. 

4. Soweit die Beschaffenheit nicht vereinbart wurde, ist nach der gesetzlichen Regelung zu 
beurteilen, ob ein Mangel vorliegt oder nicht (§ 434 Abs.  3 BGB). Öffentliche Äußerungen 
des Herstellers oder in seinem Auftrag, insbesondere in der Werbung oder auf dem Etikett 
der Ware, gehen dabei Äußerungen sonstiger Dritter vor.  

5. Die Gewährleistungsrechte des Bestellers setzen voraus, dass dieser seinen nach §§ 377, 
381 HGB geschuldeten Untersuchungs- und Anzeigepflichten ordnungsgemäß 
nachgekommen ist. Versäumt der Besteller die ordnungsgemäße Untersuchung und/oder 
Mängelanzeige, ist unsere Haftung für den nicht bzw. nicht rechtzeitig oder nicht 
ordnungsgemäß angezeigten Mangel nach den gesetzlichen Vorschriften ausgeschlossen. 
Bei einer zum Einbau, zur Anbringung oder Installation bestimmten Ware gilt dies auch dann, 
wenn der Mangel infolge der Verletzung einer dieser Pflichten erst nach der entsprechenden 
Verarbeitung offenbar wurde; in diesem Fall bestehen insbesondere keine Ansprüche des 
Bestellers auf Ersatz entsprechender Kosten ("Aus- und Einbaukosten"). Handelt es sich bei 
dem Vertragsverhältnis zwischen uns und dem Besteller um einen Werkvertrag, findet § 377 
HGB entsprechende Anwendung. 

6. Wurde mit dem Käufer eine Abnahme oder eine Erstmusterprüfung vereinbart, ist die Rüge 
von Mängeln ausgeschlossen, die der Käufer bei sorgfältiger Abnahme oder 
Erstmusterprüfung hätte feststellen können. 



 

7. Ist die gelieferte Ware oder das hergestellte Werk mangelhaft, können wir zunächst wählen, 
ob wir Nacherfüllung durch Beseitigung des Mangels (Nachbesserung) oder durch Lieferung 
einer mangelfreien Ware (Ersatzlieferung) leisten. Ist die von uns gewählte Art der 
Nacherfüllung im Einzelfall für den Käufer unzumutbar, kann er sie ablehnen. Unser Recht, 
die Nacherfüllung unter den gesetzlichen Voraussetzungen zu verweigern, bleibt unberührt. 

8. Wir sind berechtigt, die geschuldete Nacherfüllung davon abhängig zu machen, dass der 
Käufer den fälligen Kaufpreis bezahlt. Der Käufer ist jedoch berechtigt, einen im Verhältnis 
zum Mangel angemessenen Teil des Kaufpreises zurückzubehalten. 

9. Der Käufer hat uns die zur geschuldeten Nacherfüllung erforderliche Zeit und Gelegenheit 
zu geben, insbesondere die beanstandete Ware zu Prüfungszwecken zu übergeben. Im Falle 
der Ersatzlieferung hat uns der Käufer die mangelhafte Ware auf Verlangen nach den 
gesetzlichen Vorschriften zurückzugeben; einen Rückgabeanspruch hat der Käufer jedoch 
nicht.  

10. Die zum Zweck der Prüfung und Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen, insbesondere 
Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten tragen bzw. erstatten wir nach Maßgabe der 
gesetzlichen Regelung und diesen Allgemeinen Verkaufs- und Lieferbedingungen, wenn 
tatsächlich ein Mangel vorliegt. Andernfalls können wir vom Käufer die aus dem 
unberechtigten Mangelbeseitigungsverlangen entstandenen Kosten ersetzt verlangen, wenn 
der Käufer wusste oder hätte erkennen können, dass tatsächlich kein Mangel vorliegt. 

11. In dringenden Fällen, z.B. bei Gefährdung der Betriebssicherheit oder zur Abwehr 
unverhältnismäßiger Schäden, hat der Käufer das Recht, den Mangel selbst zu beseitigen 
und von uns Ersatz der hierzu objektiv erforderlichen Aufwendungen zu verlangen. Von einer 
derartigen Selbstvornahme sind wir unverzüglich, nach Möglichkeit vorher, zu 
benachrichtigen. Das Selbstvornahmerecht besteht nicht, wenn wir berechtigt wären, eine 
entsprechende Nacherfüllung nach den gesetzlichen Vorschriften zu verweigern. 

12. Wenn die Nacherfüllung fehlgeschlagen ist oder eine für die Nacherfüllung vom Käufer zu 
setzende angemessene Frist erfolglos abgelaufen oder nach den gesetzlichen Vorschriften 
entbehrlich ist, kann der Käufer nach den gesetzlichen Vorschriften vom Kaufvertrag 
zurücktreten oder den Kaufpreis mindern. Bei einem unerheblichen Mangel besteht jedoch 
kein Rücktrittsrecht. 

13. Ansprüche des Käufers auf Aufwendungsersatz gem. § 445a Abs. 1 BGB sind 
ausgeschlossen, es sei denn, der letzte Vertrag in der Lieferkette ist ein Verbrauchsgüterkauf 
(§§ 478, 474 BGB) oder ein Verbrauchervertrag über die Bereitstellung digitaler Produkte (§§ 
445c S. 2, 327 Abs. 5, 327u BGB). Ansprüche des Käufers auf Schadensersatz oder Ersatz 
vergeblicher Aufwendungen (§ 284 BGB) bestehen auch bei Mängeln der Ware nur nach 
Maßgabe von nachfolgenden Ziffern VI.14 bis VI.17 und sind im Übrigen ausgeschlossen. 
Für die Verjährungsfristen gilt Abschnitt VII dieser Allgemeinen Verkaufs- und 
Lieferbedingungen. 



 

14. Vorbehaltlich der Regelung der Ziffer VI.15 haften wir auf Schadensersatz – bei 
vertraglichen, außervertraglichen oder sonstigen Schadensersatzansprüchen, gleich aus 
welchem Rechtsgrund, insbesondere wegen Mängeln, Verzug und Unmöglichkeit, 
Verschulden bei Vertragsverhandlungen und Delikt – nur bei Vorsatz und/oder grober 
Fahrlässigkeit, einschließlich Vorsatz und/oder grober Fahrlässigkeit unserer Vertreter oder 
Erfüllungsgehilfen. Darüber hinaus haften wir auch bei einfacher Fahrlässigkeit, 
einschließlich einfacher Fahrlässigkeit unserer Vertreter und Erfüllungsgehilfen, für Schäden 
aus der Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht, d.h. einer Pflicht, deren Erfüllung die 
ordnungsgemäße Durchführung des Vertrages erst ermöglicht und auf deren Erfüllung der 
Käufer daher regelmäßig vertrauen darf (Kardinalpflicht). Soweit uns keine vorsätzliche 
Pflichtverletzung angelastet wird, ist die Schadensersatzhaftung jedoch auf den 
vorhersehbaren, typischerweise eintretenden Schaden begrenzt.  

15. Von den in Ziffer VI.14 geregelten Haftungsausschlüssen und -beschränkungen unberührt 
bleiben Ansprüche für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers und der 
Gesundheit sowie Ansprüche des Käufers nach dem Produkthaftungsgesetz, den 
gesetzlichen Sondervorschriften bei Endlieferung der Ware an einen Verbraucher und 
anderen zwingenden gesetzlichen Haftungsregelungen. Die vorstehenden 
Haftungsausschlüsse bzw. -beschränkungen gelten außerdem nicht, soweit wir einen 
Mangel arglistig verschwiegen haben oder soweit wir aus der Übernahme einer Garantie 
oder wegen der Übernahme des Beschaffungsrisikos haften.  

16. Die Ziffern VI.14 und VI.15 gelten auch, wenn der Käufer anstelle eines Anspruchs auf Ersatz 
des Schadens statt der Leistung Ersatz nutzloser Aufwendungen verlangt.  

17. Soweit die Schadensersatzhaftung uns gegenüber ausgeschlossen oder eingeschränkt ist, 
gilt dies auch im Hinblick auf die persönliche Schadensersatzhaftung unserer Angestellten, 
Arbeitnehmer, Mitarbeiter, Vertreter und Erfüllungsgehilfen, die auf demselben Rechtsgrund 
beruhen. 

VII. Verjährung 

1. Ansprüche des Käufers aus Sach- und Rechtsmängel verjähren innerhalb von (1) Jahr ab 
Ablieferung. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, beginnt die Verjährung mit der Abnahme.  

2. Zwingende Verjährungsvorschriften bleiben unberührt. Die in Ziffer 1 genannte 
Verjährungserleichterung gilt nicht für Ansprüche wegen der Verletzung von Leben, Körper 
oder Gesundheit, für Ansprüche aufgrund von Vorsatz und/oder grober Fahrlässigkeit und 
für Ansprüche aufgrund der Übernahme einer Garantie oder der Übernahme des 
Beschaffungsrisikos. Unberührt bleiben auch die längeren Verjährungsfristen nach § 438 
Abs. 1 Nr. 1 BGB (dingliche Rechte eines Dritten), §§ 438 Abs. 1 Nr. 2, 634a Abs. 1 Nr. 2 
BGB (Bauwerke, Baustoffe und Bauteile sowie Planungsleistungen für ein Bauwerk), §§ 438 
Abs. 3 und 634a Abs. 3 BGB (Arglist). Ist der letzte Vertrag in der Lieferkette ein 
Verbrauchsgüterkauf i.S.d. § 474 BGB (d.h. bei Endlieferung der Ware an einen 
Verbraucher), bleiben auch die Verjährungsfristen gemäß § 445b BGB unberührt. 



 

3. Die sich nach den Ziffern 1 und 2 für Ansprüche wegen Sach- und Rechtsmängeln 
ergebenden Verjährungsfristen gelten entsprechend für konkurrierende vertragliche und 
außervertragliche Schadensersatzansprüche des Käufers, die auf einem Mangel der 
Vertragsware beruhen. Wenn jedoch im Einzelfall die Anwendung der gesetzlichen 
Verjährungsregeln zu einer früheren Verjährung der konkurrierenden Ansprüche führen 
sollte, gilt für die konkurrierenden Ansprüche die gesetzliche Verjährungsfrist. Die 
gesetzlichen Verjährungsfristen nach dem Produkthaftungsgesetz bleiben in jedem Fall 
unberührt.  

4. Soweit gemäß Ziffer 1 bis 3 die Verjährung von Ansprüchen uns gegenüber verkürzt wird, 
gilt diese Verkürzung entsprechend für etwaige Ansprüche des Käufers gegen unsere 
gesetzlichen Vertreter, Angestellten, Mitarbeiter, Beauftragten sowie Verrichtungs- und 
Erfüllungsgehilfen, die auf demselben Rechtsgrund beruhen. 

VIII. Instruktionen und Produktbeobachtung 

1. Der Käufer ist verpflichtet, die von uns herausgegebenen Produktinstruktionen sorgfältig zu 
beachten und an etwaige Nutzer und seine Abnehmer mit besonderem Hinweis 
weiterzuleiten. 

2. Kommt der Käufer seinen Verpflichtungen gemäß Ziffer VII. 1. nicht nach und werden 
hierdurch Produkt- oder Produzentenhaftungsansprüche gegen uns ausgelöst, stellt der 
Käufer uns im Innenverhältnis von diesen Ansprüchen frei; sind von uns zu vertretende 
Umstände mit ursächlich geworden, erfolgt die Freistellung nach den 
Verursachungsanteilen. 

3. Der Käufer ist verpflichtet, unsere Produkte und deren praktische Verwendung zu 
beobachten. Dies gilt auch nach der Weiterveräußerung. Die Produktbeobachtungspflicht 
bezieht sich insbesondere auf noch unbekannte schädliche Eigenschaften des Produktes 
oder auf Verwendung und Verwendungsfolgen, die eine Gefahrenanlage schaffen. Auf 
gewonnene Erkenntnisse sind wir unverzüglich hinzuweisen. 

IX. Eigentumsvorbehalt 

1. Bis zur vollständigen Bezahlung aller unserer gegenwärtigen und künftigen Forderungen aus 
dem Kaufvertrag und einer laufenden Geschäftsbeziehung (gesicherte Forderung) behalten 
wir uns das Eigentum an den verkauften Waren vor. 

2. Die Vorbehaltsware darf vom Käufer ohne unsere ausdrückliche schriftliche Zustimmung vor 
vollständiger Bezahlung der gesicherten Forderungen weder an Dritte verpfändet noch zur 
Sicherheit übereignet werden. Bei Pfändungen oder sonstigen Eingriffen Dritter hat uns der 
Käufer unverzüglich schriftlich zu benachrichtigen, damit wir Klage gemäß § 771 ZPO 
erheben können. Soweit die Klage erfolgreich war und der Dritte nicht in der Lage ist, uns 
die gerichtlichen oder außergerichtlichen Kosten einer Klage gemäß § 771 ZPO zu erstatten, 
haftet der Käufer für die uns entstandenen Kosten. 



 

3. Der Käufer ist berechtigt, die gelieferten Waren im ordentlichen Geschäftsgang weiter zu 
verkaufen; er tritt uns jedoch bereits jetzt alle Forderungen in Höhe des Faktura-Endbetrages 
(einschließlich USt.) unserer Forderungen ab, die ihm aus der Weiterveräußerung gegen 
seine Abnehmer oder Dritte erwachsen, und zwar unabhängig davon, ob die Kaufsache ohne 
oder nach Verarbeitung weiterverkauft worden ist. Zur Einziehung dieser Forderung bleibt 
der Käufer auch nach der Abtretung ermächtigt. Unsere Befugnis, die Forderung selbst 
einzuziehen, bleibt hiervon unberührt. Wir verpflichten uns jedoch, die Forderung nicht 
einzuziehen, solange keine Wechsel- und Scheckproteste vorkommen, der Käufer seinen 
Zahlungsverpflichtungen aus den vereinnahmten Erlösen nachkommt, nicht in 
Zahlungsverzug ist und kein Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens über sein 
Vermögen gestellt ist. Ist dies aber der Fall, können wir verlangen, dass der Käufer uns die 
abgetretenen Forderungen und deren Schuldner bekannt gibt, alle zum Einzug erforderlichen 
Angaben macht, die dazugehörigen Unterlagen aushändigt und den Schuldnern (Dritten) die 
Abtretung mitteilt. 

4. Die Verarbeitung oder Umbildung der von uns gelieferten Vorbehaltsware durch den 
Besteller wird stets für uns vorgenommen. Wird die von uns gelieferte Vorbehaltsware mit 
anderen, uns nicht gehörenden Gegenständen/Stoffen verarbeitet, so erwerben wir das 
Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis des Wertes der Vorbehaltsware zu den 
anderen verarbeiteten Gegenständen/Stoffen zur Zeit der Verarbeitung. Für die durch 
Verarbeitung entstehende Sache gilt im Übrigen das Gleiche wie für die unter Vorbehalt 
gelieferte Ware. 

5. Wird die von uns gelieferte Vorbehaltsware mit anderen, uns nicht gehörenden 
Gegenständen / Stoffen untrennbar vermischt oder dergestalt verbunden, dass sie 
wesentliche Bestandteile einer einheitlichen Sache werden, so erwerben wir das 
Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis des Wertes der Vorbehaltsware zu den 
anderen vermischten oder verbundenen Gegenständen/Stoffen zum Zeitpunkt der 
Verbindung oder Vermischung. Erfolgt die Verbindung oder Vermischung in der Weise, dass 
die Sache des Bestellers als Hauptsache anzusehen ist, so gilt bereits jetzt als vereinbart, 
dass der Besteller uns anteilmäßig Miteigentum überträgt. Der Besteller verwahrt das so 
entstandene Miteigentum für uns. Für die durch Verbindung oder Vermischung entstandene 
Sache gilt im Übrigen das Gleiche wie für die unter Vorbehalt gelieferte Ware.  

6. Der Käufer ist verpflichtet, die Vorbehaltsware pfleglich zu behandeln, insbesondere ist er 
verpflichtet, diese auf eigene Kosten gegen Feuer, Wasserschäden und Diebstahl 
ausreichend zum Neuwert zu versichern. Sofern Wartungs- und Inspektionsarbeiten 
erforderlich sind, muss der Käufer diese auf eigene Kosten rechtzeitig durchführen. 

7. Für den Fall des Untergangs oder der Beschädigung der Vorbehaltsware tritt der Käufer in 
diesem Zusammenhang bestehende etwaige Ansprüche auf Versicherungsleistungen in 
Höhe des Faktura-Endbetrages (einschließlich USt.) unserer Forderungen in Ansehung des 
Liefergegenstandes als zusätzliche Sicherheit im Voraus an uns ab. 



 

8. Sind bei Lieferungen in das Ausland im Einfuhrstaat zur Wirksamkeit des vorstehend 
geregelten Eigentumsvorbehalts oder der in den vorangegangenen Absätzen bezeichneten 
sonstigen Rechte unsererseits bestimmte Maßnahmen und/oder Erklärungen durch den 
Käufer erforderlich, so hat der Käufer uns hierauf schriftlich oder in Textform unverzüglich 
hinzuweisen und diese Maßnahmen und/oder Erklärungen auf seine eigenen Kosten 
unverzüglich durchzuführen bzw. abzugeben. Lässt das Recht des Einfuhrstaates einen 
Eigentumsvorbehalt nicht zu, ist der Käufer verpflichtet, uns auf seine Kosten unverzüglich 
andere geeignete Sicherheiten an der gelieferten Ware oder sonstige Sicherheiten nach 
billigem Ermessen (§ 315 BGB) zu verschaffen. 

9. Wir verpflichten uns, die uns zustehenden Sicherheiten auf Verlangen des Käufers insoweit 
freizugeben, als der realisierbare Wert unserer Sicherheiten die zu sichernden Forderungen 
um mehr als 10 % übersteigt; die Auswahl der freizugebenden Sicherheiten obliegt uns. 

X. Wiederverkauf 

1. Unsere Original – Arzneispezialitäten dürfen ausnahmslos nur im Ganzen oder unter 
Originalverschluss weiterveräußert werden. 

2. Der pharmazeutische Großhandel darf unser Präparat nur an öffentliche Apotheken zum 
Zweck der Abgabe an den Endverbraucher weiterveräußern. 

3. Die von Krankenhaus-Apotheken bezogenen Arzneimittel dienen ausschließlich der Abgabe 
im eigenen Haus. Die an Versorgungsapotheken gelieferten Arzneimittel sind für die 
unmittelbare Krankenhausversorgung solcher Krankenhäuser bestimmt, mit denen die 
jeweiligen Käufer rechtswirksame Verträge abgeschlossen haben und für deren Versorgung 
eine behördliche Genehmigung erteilt worden ist. 

XI. Schlussbestimmungen 

1. Der Vertrag mit dem Verkäufer bleibt auch bei rechtlicher Unwirksamkeit einzelner Punkte in 
seinen übrigen Teilen verbindlich. Das gilt nicht, wenn das Festhalten an dem Vertrag eine 
unzumutbare Härte für eine Partei darstellen würde. 

2. Erfüllungsort für sämtliche Leistungen ist Eitorf. 

3. Es gilt deutsches Recht unter Ausschluss des Wiener UN-Übereinkommens über den 
internationalen Warenverkauf. 

4. Alleiniger Gerichtsstand ist, wenn der Käufer Vollkaufmann, juristische Person des 
öffentLichen Rechts oder öffentlichen Sondervermögens ist, Bonn. Wir sind berechtigt, den 
Käufer in seinen allgemeinen Gerichtsstand in Anspruch zu nehmen. 

Eitorf, 12. Juni 2024 


